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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Juni 1961 

6 — 68040 — 5897/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft! 

hier: Vorschlag der Kommission für eine Entscheidung 
des Rates zur Erhebung einer Abgabe auf be- 
stimmte Waren, die aus der Bearbeitung von 
Agrarprodukten entstehen, bei der Einfuhr in 
einen Mitgliedstaat 


Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat 
dem Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, gestützt auf 
den Vertrag — insbesondere auf Artikel 235 — , den Vorschlag 
für eine Entscheidung des Rates zur Erhebung einer Abgabe 
auf bestimmte Waren, die aus der Bearbeitung von Agrar- 
produkten entstehen, bei der Einfuhr in einen Mitgliedstaat 
vorgelegt. 

Der Rat hat den Vorschlag der Kommission am 20. Dezember 
1960 dem Europäischen Parlament zur Stellungnahme zugeleitet 
und nach Erhalt der Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments die Ständigen Vertreter mit der sachlichen Prüfung des 
Vorschlages beauftragt. Diese Prüfung ist noch nicht abge- 
schlossen. 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 (BGBl. 11 S. 753) übersende ich anliegend ein 
Exemplar des Vorschlages der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäls-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
KOMMISSION 


VI/KOM(60)135 endg. 
Orig.: F 

Brüssel, den 27. Juli 1960 


Vorschlag der Kommission für eine Entscheidung des Rates 
zur Erhebung einer Abgabe auf bestimmte Waren, 
die aus der Bearbeitung von Agrarprodukten entstehen, 
bei der Einfuhr in einen Mitgliedstaat 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 

GESTUTZT auf den Vertrag und insbesondere auf 
die Artikel 3 f, 39 Absatz 1 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Parlamientes und 

IN ERWÄGUNG nachstehender Gründe: 

Die von den Mitgliedstaaten für Zucker, Getreide, 
Kartoffelmehl, Zichorie, Wein sowie Milch und 
Milchpulver verfolgte Agrarpolitik umfaßt die 
Beibehaltung von Preisen, welche die Beschäftigung 
und die Lebenshaltung der betreffenden Erzeuger 
gewährleisten. 

Diese Preise sind nicht in allen Mitgliedstaaten 
gleich hoch; die zwischen ihnen bestehenden Unter- 
schiede werden auch nicht in der gleichen Zeitfolge 
verschwinden wie die Hindernisse für den freien 
Warenverkehr innerhalb des gemeinsamen Marktes. 
In denjenigen Mitgliedstaaten, in denen diese Preise 
hoch sind, haben daher bestimmte Industriezweige, 
welche die genannten Agrarprodukte verarbeiten 
und Waren hersteilen, die nicht unter die Vorschrif- 
ten des Vertrages über die Landwirtschaft fallen, 
zusätzliche Lasten zu tragen, wodurch sie unter Um- 
ständen dem Wettbewerb der verarbeitenden Indu- 
strie der anderen Mitgliedstaaten in dem Maße nicht 
gewachsen sind, als sie nicht länger durch Zölle, 
mengenmäßige Beschränkungen oder Maßnahmen 
gleicher Wirkung geschützt sind. 

Der Absatz der genannten Agrarprodukte wird dem- 
nach in diesen Mitgliedstaaten in dem Maße zurück- 
gehen, als sie für die Verarbeitung durch die in 
Frage stehenden Industriezweige bestimmt sind. 

Diese Auswirkungen stehen im Widerspruch zu den 
Zielen der Gemeinschaft in bezug auf den gemein- 


samen Markt und insbesondere zu dem Ziel der 
Schaffung einer Regelung, die den Wettbewerb im 
nerhalb des gemeinsamen Marktes vor Verfälschun- 
gen schützt, und zu dem Ziel der Festigung der 
Agrarmärkte und der Gewährleistung einer ange- 
messenen Lebenshaltung der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung. 

Zur Verhütung dieser Folgen enthält der Vertrag 
jedoch nicht die erforderlichen Vollmachten; — 

HAT FOLGENDE ENTSOHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Entscheidung gilt für die nachstehend auf- 
geführten Waren: 

17.04 Zuckerwaren ohne Kakaogehalt 

18.06 Schokolade und andere kakaohaltige 
Lebensmittelzubereitungen 

19.01 Malz-Extrakt 

19.02 Zubereitungen zur Ernährung von Kin- 
dern oder zum Diät- oder Küchengebrauch 
auf der Grundlage von Mehl, Stärke, und 
Malz-Extrakt, auch mit einem Gehalt an 
Kakao von weniger als 50 Gewichts- 
hundertteilen 

19.03 Teigwaren 

ex 19.04 Kartoffelsago 

19.05 Lebensmittel, durch Aufblähen oder 
Rösten vonGetreide hergestellt (Puffreis, 
Corn Flakes und dergleichen) 

19.07 Brot, Schiffszwieback, und andere ge- 
wöhnliche Backwaren, ohne Zusatz von 
Zucker, Honig, Eiern, Fett, Käse oder 
Früchte 

19.08 Feine Backwaren, auch mit beliebigen 
Gehalt an Kakao 
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ex 21.01 Geröstete Zidiorienwurzeln und andere 
geröstete Kaffeemittel sowie Auszüge 
hieraus 

21.06 A Hefen, lebend und nicht lebend 
ex 21.07 Speiseeis, Speiseeispulver 

ex 22.02 Getränke aus Milch 

22.03 Bier 

ex 22.09 Branntwein, Likör und andere alkoho- 
lische Getränke; zusammengesetzte alko- 
holische Zubereitungen zur Herstellung 
von Getränken 

ex 29.43 Dextrose (Glukose, Laktose) 

35.01 A Kasein und seine Derivate 
ex 35.05 Dextrine; lösliche oder geröstete Stärke 

Artikel 2 


Ware die in Artikel 2 festgelegten Voraussetzungen 
vorliegen. Sie berücksichtigt dabei die Preise für die 
in Artikel 2 genannten landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse, die Bestandteil der betreffenden Waren wer- 
den, den auf die genannten landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse entfallenden Anteil der Gestehungs- 
kosten dieser Ware sowie den Schutz, den die ein- 
heimischen Industriezweige, welche diese Waren 
herstellen, in dem betreffenden Mitgliedstaat weiter- 
hin genießen. 

Die Kommission legt gleichzeitig die Höhe und 
die anderen Einzelheiten der Ausgleichsabgabe fest, 
die der betreffende Mitgliedstaat erheben darf. Die 
Ausgleichsabgabe muß auf die Belastung der Ge- 
stehungskosten der betreffenden Ware infolge des 
Unterschieds zwischen den Preisen, die in dem 
betreffenden Mitgliedstaat für die im vorstehenden 
Artikel genannten und in die Ware eingehenden 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse gelten, und den 


Sind in einem Mitgliedstaat diejenigen Industrie- 
zweige, welche die in Artikel 1 aufgezählten Waren 
herstellen, durch den Wettbewerb mit gleichen Indu- 
striezweigen anderer Mitgliedstaaten infolge des 
in diesem Mitgliedstaat für Zucker, Getreide, Kar- 
toffelmehl, Zichorie, Wein sowie Milch und Milch- 
pulver aufrechterhaltenen Preisniveaus gefährdet, 
so kann dieser Mitgliedstaat bei der Einfuhr der in 
Artikel 1 auf gezählten Waren eine Ausgleichsabgabe 
erheben, die gemäß Artikel 3 festgesetzt wird, so- 
weit nicht der ausführende Mitgliedstaat diese Aus- 
gleichsabgabe bei der Ausfuhr erhebt. 

Artikel 3 

Auf Antrag eines Mitgliedstaates stellt die Kom- 
mission fest, daß in diesem Mitgliedstaat bei einer 


Kosten, welche den Exporteuren dieser Ware für 
die gleichen landwirtschaftlichen Erzeugnisse in den 
anderen Mitgliedstaaten nach Abzug der auf die be- 
treffende Ware erhobenen Zölle und Abgaben mit 
gleicher Wirkung tatsächlich entstehen, begrenzt 
bleiben. Die Ausgleichsabgabe darf ferner nicht dazu 
führen, daß die Ausfuhren eines Mitgliedstaates im 
Verhältnis zu denen eines anderen Mitgliedstaates 
oder leines dritten Staates benachteiligt werden. Die 
Kommission kann insbesondere die Erhebung der 
Ausgleichsabgabe von geeigneten Schutzmaßnahmen 
gegenüber dritten Staaten abhängig machen. 


Artikel 4 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten und 
an die Kommission gerichtet. 
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